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Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Änderung der Verordnung 
über Pfarrstellen mit eingeschränk-
tem Dienstauftrag

vom 10. Januar 2023 
AZ   21.11   Nr. 21.11-03-V24

Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungs-
gesetz, § 117 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD 
und § 35 Absatz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrer-
gesetz wird in Ausführung von § 71 Absatz 2 Pfarr-
dienstgesetz der EKD, § 24 Absatz 2 Württembergi-
sches Pfarrergesetz verordnet:

Artikel 1  
Änderung der Verordnung über Pfarrstellen mit 

eingeschränktem Dienstauftrag

Im Abschnitt Kirchenbezirk bzw. Kirchenkreis der 
Anlage zu der Verordnung über Pfarrstellen mit ein-
geschränktem Dienstauftrag vom 13. September 1994 
(Abl. 56 S. 182), zuletzt geändert durch Verordnung 
des Oberkirchenrats vom 21. Juni 2022 (Abl.  70 
S. 130) werden nach der Angabe

„Bernhausen 
 Bonlanden Nord 50“

die Angaben 

„Bernhausen  
 Nellingen am Martin-Luther-Haus  50“ 

und

„Bernhausen  
 Ostfildern Dietrich-Bonhoeffer-Kirche II 
  50“ 

gestrichen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2023 in Kraft.

(2) War eine Pfarrstelle nach der Anlage zu der Ver-
ordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem 
Dienstauftrag in der am Tag vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung gültigen Fassung für einen einge-
schränkten Dienstauftrag vorgesehen oder umfasste 
sie einen vollen Dienstauftrag, bleibt es bis zum Frei-
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werden dieser Pfarrstelle bei dem Dienstauftrag im 
bisherigen Umfang, es sei denn, der Stelleninhaber 
stimmt der Veränderung zu.

W e r n e r

Erlass des Landesbischofs zur Än-
derung der Geschäftsordnung für 
den Oberkirchenrat der Evangeli-
schen Landeskirche in Württem-
berg in Stuttgart

vom 30. November 2022 
AZ 12.01   Nr. 12.01-02-V03

Der Landesbischof bestimmt gemäß § 40 Kirchenver-
fassungsgesetz im Einvernehmen mit dem Landeskir-
chenausschuss: 

Artikel 1 
Änderung der Geschäftsordnung für den Ober-
kirchenrat der Evangelischen Landeskirche in 

Württemberg in Stuttgart

Nach § 7 Satz 4 der Geschäftsordnung für den Ober-
kirchenrat der Evangelischen Landeskirche in Würt-
temberg in Stuttgart vom 27. Februar 2003 (Abl. 60 
S. 204), die zuletzt durch Erlass des Landesbischofs 
vom 30. November 2021 (Abl. 70 S. 16) geändert 
worden ist, wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Landesbischöfin oder der Landesbischof kann 
ausnahmsweise, wenn die Dezernentin oder der De-
zernent nicht nur kurzfristig verhindert ist, die Teil-
nahme einer kommissarischen Leiterin oder eines 
kommissarischen Leiters des Dezernats mit Stimm-
recht vorsehen.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

E r n s t – W i l h e l m  G o h l

Erlass des Oberkirchenrats zur 
Änderung des Erlasses über das 
Fotografieren bei Gottesdiensten 
und kirchlichen Amtshandlungen

vom 24. Januar 2023 
AZ 50.10   Nr. 10.10-03-V97

Gemäß § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz wird 
bestimmt:

Artikel 1 
Änderung des Erlasses über das Fotografieren bei 
Gottesdiensten und kirchlichen Amtshandlungen

Der Erlass des Oberkirchenrats vom 15. Januar 1985 
(Abl. 51 S. 247) wird wie folgt geändert:

1. Im Eingangssatz werden nach dem Wort „Foto-
grafieren“ die Wörter „einschließlich Filmen“ ein-
gefügt. 

2. In Nummer 1 Satz 1 wird das Wort „und“ durch 
das Wort „einschließlich“ ersetzt. 

3. Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Grundsätzlich untersagt sind die Anfertigung 
von Bildaufzeichnungen, die teilnehmende 
Personen bei der Feier des Heiligen Abend-
mahls, beim Vollzug der Taufe, bei der Ein-
segnung der Konfirmation, bei der Trauung 
und bei der Einführung in ein kirchliches Amt 
abbilden, sowie Nahaufnahmen der betenden 
Gemeinde oder eines betenden Christen und 
Nahaufnahmen der Leidtragenden am Grab. 
Der Liturg kann die Aufzeichnung oder Über-
tragung von Bild und Ton mit Einwilligung der 
Abgebildeten zulassen; auf die Regelungen in 
§ 22 Kunsturhebergesetz und § 53 DSG-EKD 
wird verwiesen.“

4. In Nummer 5 Satz 1 wird das Wort „Bildaufzeich-
nungen“ durch die Wörter „Bild- und Tonauf-
zeichnungen“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. März 2023 in Kraft. 

W e r n e r
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Bekanntmachung Besoldungstabel-
len Stand 1. Dezember 2022

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
vom 16. Januar .2023 

AZ 21.30   Nr. 21.30-03-01-V02

Die Besoldungstabellen über die Dienstbezüge der 
Pfarrerinnen und Pfarrer im ständigen Dienst und 
im unständigen Dienst im Pfarramt, der unständi-
gen Pfarrerinnen und Pfarrer im Vorbereitungsdienst 
– einschließlich Familienzuschlag und dem Betrag 
des Dienstwohnungsausgleichs – Stand 1. Dezem-
ber 2022 – werden hiermit bekannt gegeben.

Grundlage für die Besoldungserhöhung waren die 
im Land Baden-Württemberg geltenden gesetzlichen 
Regelungen der Dienst- und Versorgungsbezüge, 
hier das Gesetz über die Anpassung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2022 
(BVAnpÄG 2022) vom 09.11.2022 (GBl. S.540, 541).

Daraus ergeben sich folgende wesentliche Änderun-
gen:

 – Anpassung der Besoldung um 2,8 v.H. ab 01. De-
zember 2022

 – Neustrukturierung der Erfahrungsstufen

 – Erhöhung der kinderbezogenen Familienzuschlä-
ge
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Diakoniestationsvertrag über die 
Evangelische Diakoniestation Heil-
bronn-West

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
vom 29. November 2022 

GZ Böckingen 45.01-37-V02/8.1

Die Kirchenrechtliche Vereinbarung zum Betrieb 
der Evangelischen Diakoniestation Heilbronn West, 
Amtsblatt Bd. 60 Nr. 16 S. 248 ff., wurde zwischen 
den Vertragspartnern neu vereinbart. Sie wurde durch 
Verfügung des Oberkirchenrats vom 23. Januar 2023 
genehmigt und wird gemäß § 8 Abs. 3 des Kirchli-
chen Verbandsgesetzes bekannt gemacht.  

W e r n e r

Diakoniestationsvertrag über die  
Evangelische Diakoniestation Heilbronn West

Für den Betrieb der Evangelischen Diakoniestation 
Heilbronn West in der Trägerschaft der Evangeli-
schen Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg ar-
beiten die nachstehend genannten Kirchengemeinden 
in Form einer kirchenrechtlichen Vereinbarung nach 
§ 8 des kirchlichen Verbandsgesetzes zusammen:

1. Evangelische Kirchengemeinde Biberach-Kirch-
hausen-Fürfeld

2. Evangelische Kirchengemeinde Böckingen-Klin-
genberg

3. Evangelische Kirchengemeinde Frankenbach

4. Evangelische Kirchengemeinde Neckargartach

5. Evangelischer Krankenpflegeförderverein Bö-
ckingen e.V.

6. Evangelischer Krankenpflegeverein Heilbronn-
Biberach e.V.

Präambel

Die Evangelische Kirchengemeinde Böckingen-
Klingenberg betreibt im Auftrag der evangelischen 
Kirchengemeinden auf deren Gebiet seit 1976 die 
Evangelische Diakoniestation Heilbronn West. Mit 
den beauftragenden Kirchengemeinden sowie den 
Krankenpflege(förder)vereinen besteht eine enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Im Kontext qualitativer und wirtschaftlicher Ent-
wicklungen im Bereich der Sozialversicherungen 
(insbesondere Kranken- und Pflegeversicherung), des 
Landes Baden-Württemberg, der Kommunen und der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg werden 
die ambulanten Aufgaben und Dienste (insbesonde-
re ambulante Pflege und Hauswirtschaft, Nachbar-
schaftshilfe, Familienpflege) sowie die Verwaltung 
und Geschäftsführung der Diakoniestation weiterent-
wickelt, neu strukturiert und organisiert.

Als Einrichtung der evangelischen Kirchengemein-
den ist die Evangelische Diakoniestation Heilbronn 
West Ausdruck des gelebten Glaubens der christli-
chen Gemeinde in Wort und Tat.

Aufgaben und Dienste der Diakoniestation werden 
in gegenseitiger Achtung und vertrauensvoller Zu-
sammenarbeit der beteiligten Kirchengemeinden und 
Krankenpflege(förder)vereinen sichergestellt.

Die Vertragspartner informieren sich rechtzeitig und 
umfassend in allen Angelegenheiten, die die Arbeit 
der Diakoniestation berühren.

Gemeinsam und einzeln engagieren sich die Vertrags-
partner dafür, Personen, Einrichtungen und Unter-
nehmen zu motivieren, die Diakoniestation in ihrem 
Zweck und in ihren Aufgaben und Diensten zu för-
dern und zu unterstützen.

§ 1 
Trägerschaft, Wirkungsbereich und  

Verbandszugehörigkeit

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Böckingen-
Klingenberg als Rechts-, Betriebs- und Anstellungs-
trägerin betreibt in Bindung an die Ordnungen der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg für den 
Bereich der Evangelischen Kirchengemeinden

a) Biberach-Kirchhausen-Fürfeld
b) Böckingen-Klingenberg
c) Frankenbach
d) Neckargartach

die Evangelische Diakoniestation Heilbronn West.

Räumliche Ausweitungen der Diakoniestation bedür-
fen des Einvernehmens der betroffenen Kirchenge-
meinden in der kirchenrechtlich vorgesehenen Form.

(2) Der kommunale Wirkungsbereich der Diakonie-
station umfasst die Stadtteile Biberach, Böckingen, 
Frankenbach, Kirchhausen, Klingenberg und Neckar-
gartach des Stadtkreises Heilbronn.
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(3) Die Diakoniestation ist über den Evangelischen 
Landesverband für Diakonie-Sozialstationen in Würt-
temberg e. V. mit ihren Diensten dem Diakonischen 
Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. 
angeschlossen und wendet die nach deren Satzungen 
vorgesehenen Bestimmungen an.

§ 2 
Zweck und Aufgaben

(1) Zum Wesen der Gemeinde Jesu Christi gehört das 
Miteinander von Starken und Schwachen, Gesunden 
und Kranken. Daher hat die Kirche Jesu Christi seit 
jeher die Kranken gepflegt, die Sterbenden begleitet 
und den alten oder verwirrten Menschen eine Heim-
statt geboten.

Die Arbeit der Diakoniestation geschieht in der Nach-
folge Jesu Christi und im Auftrag sowie in der Zu-
sammenarbeit mit den Kirchengemeinden. Wirken 
und Handeln der Diakoniestation ist auf das mensch-
liche Leben und Sterben, auf die Selbständigkeit und 
Würde des Menschen ausgerichtet.

Die Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Diakoniestation mit und an den Menschen ist dabei 
vom christlichen Menschenbild und der christlichen 
Nächstenliebe geprägt und geleitet.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonie-
station unterstützen und fördern die diakonischen Ak-
tivitäten der Kirchengemeinden und wirken an diako-
nisch ausgerichteten Gottesdiensten mit.

(2) Dienste und Einrichtungen der Diakoniestation 
stehen allen Personen im Wirkungsbereich offen.

(3) Die Diakoniestation hat die Aufgabe, im Wir-
kungsbereich insbesondere ambulante pflegerische 
und hauswirtschaftliche Dienste im Rahmen der per-
sonellen und finanziellen Möglichkeiten anzubieten, 
zu erbringen und weiter zu entwickeln. Zur Erfüllung 
dieser und weiterer Aufgaben (z. B. Essen auf Rä-
dern) kann die Diakoniestation mit anderen Einrich-
tungen kooperieren.

(4) Bei Bedarf fördert und initiiert die Diakoniestation 
im Wirkungsbereich ehrenamtliche Aufgaben, Grup-
pen und Dienste; insbesondere unterstützt sie pflegen-
de Angehörige und nicht erwerbsmäßig tätige Pflege-
personen. Aufgaben und Dienstleistungen in diesem 
Sinne sind insbesondere Information, Beratung, An-
leitung, Vermittlung, Kurse in häuslicher Pflege, Seel-
sorge und Sterbebegleitung bzw. Hospizdienst.

(5) Die Diakoniestation fördert und betreibt die Infor-
mation, Kommunikation und Kooperation zwischen 

Diakoniestation, beteiligten Kirchengemeinden und 
Krankenpflege(förder)vereinen sowie weiteren dia-
konischen Einrichtungen im Wirkungsbereich und 
Kirchenbezirk Heilbronn.

(6) Andere Aufgaben im Bereich und Umfeld ambu-
lanter pflegerischer und hauswirtschaftlicher Leis-
tungen können von der Diakoniestation auf Antrag 
des Diakoniestationsausschusses durch Beschluss 
des Kirchengemeinderates der Evangelischen Kir-
chengemeinde Böckingen-Klingenberg übernommen 
werden, wenn keiner der Vertragspartner innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe der Beschlussfas-
sung widerspricht. Der Widerspruch ist nur zulässig, 
wenn der Vertragspartner darlegt, dass er durch die 
Veränderung in seinen Rechten und Pflichten erheb-
lich beeinträchtigt wird.

§ 3 
Gemeinnützigkeit

(1) Die Diakoniestation verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. Die Diakoniestation 
ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Es darf keine natürliche oder juristische Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck der Diakoniestation 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Ver-
gütungen begünstigt werden.

§ 4 
Diakoniestationsausschuss

(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben in der Diako-
niestation bildet die Evangelische Kirchengemeinde 
Böckingen-Klingenberg für den jeweiligen Zeitraum 
der Wahlperiode des Kirchengemeinderates einen be-
schließenden Ausschuss, der mindestens einmal jähr-
lich zusammentritt. Der Ausschuss muss einberufen 
werden, wenn 1/3 der Vertragspartner es unter Anga-
be von Gründen verlangt.

Der Ausschuss setzt sich zusammen aus

a) 2 Vertreterinnen/Vertretern der Evangelischen 
Kirchengemeinde Biberach-Kirchhausen-Fürfeld

b) 3 Vertreterinnen/Vertretern der Evangelischen 
Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg

c) 2 Vertreterinnen/Vertretern der Evangelischen 
Kirchengemeinde Frankenbach
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d) 2 Vertreterinnen/Vertretern der Evangelischen 
Kirchengemeinde Neckargartach

e) 1 Vertreterin/Vertreter der Evangelischen Kran-
kenpflegefördervereines Böckingen e.V.

f) 1 Vertreterin/Vertreter des Evangelischen Kran-
kenpflegevereins Heilbronn-Biberach e.V.

Für Mitglieder mit nur einer/einem Vertreterin/Vertre-
ter im Ausschuss wird eine Stellvertretung bestimmt, 
die im Falle des Ausscheidens oder der Verhinderung 
eintritt (§ 56 Abs. 3 Satz 5 KGO). Die Stellvertretun-
gen können beratend an den Sitzungen teilnehmen.

(2) Der Ausschuss wählt eine/n Vertreter/in der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg 
als Vorsitzende/n. Die zwei stellvertretenden Vorsit-
zenden werden aus der Mitte der Vertreterinnen und 
Vertreter der beauftragenden evangelischen Kirchen-
gemeinden gewählt.

(3) Die Vertreter/innen der evangelischen Kirchenge-
meinden und deren Stellvertretungen werden von den 
Kirchengemeinderäten aus ihrer Mitte gewählt. 

(4) Die Vertreter/innen der Krankenpflege(förder)
vereine und deren Stellvertretungen werden vom 
Kirchengemeinderat der Evangelischen Kirchenge-
meinde Böckingen-Klingenberg auf Vorschlag der 
Krankenpflege(förder)vereine gewählt. In den Diako-
niestationsausschuss können auch Personen gewählt 
werden, die nicht dem Kirchengemeinderat angehö-
ren. Ihre Zahl darf ein Drittel der Mitglieder nicht 
überschreiten (§ 56 Abs. 5 KGO). 

(5) An den Sitzungen des Ausschusses nimmt die Ge-
schäftsführerin/der Geschäftsführer beratend teil. In 
der Regel nehmen Pflegedienstleitung bzw. Einsatz-
leitung ebenfalls mit beratender Stimme teil. Weitere 
sachkundige Personen können von der/dem Vorsit-
zenden eingeladen werden; - sie wirken beratend mit.

(6) Der Ausschuss ist an die Verfahrensregelungen 
der Kirchengemeindeordnung (KGO) gebunden.

Entsprechend ist der Ausschuss beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Ausschuss-
mitglieder anwesend ist. Er beschließt, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit aller abgege-
benen Stimmen. Enthält sich ein stimmberechtigtes 
Mitglied des Ausschusses der Abstimmung, so gilt 
seine Stimme als nicht gegeben. Weitere Bestimmun-
gen sind den §§ 28 und 25 der KGO zu entnehmen.

(7) Zur Vorberatung von Entscheidungen kann der 
Diakoniestationsausschuss auch Unterausschüsse bil-
den, in denen Personen zugelassen werden, die nicht 
Mitglied des Kirchengemeinderats sind.

§ 5 
Aufgaben des Diakoniestationsausschusses

(1) Der Diakoniestationsausschuss hat insbesondere 
folgende Aufgaben:

a) Er legt die Ziele und Richtlinien für die Arbeit der 
Diakoniestation fest.

b) Er berät über Änderungen der Aufgaben der Dia-
koniestation nach § 2 und regt Änderungen zu die-
sem Vertrag an.

c) Er berät den Wirtschaftplan und den Jahresab-
schluss der Diakoniestation und empfiehlt diese 
zur Feststellung dem Kirchengemeinderat der 
Evangelischen Kirchengemeinde Böckingen-
Klingenberg.

d) Er hat die Bewirtschaftungs- und Anweisungsbe-
fugnis im Rahmen des Wirtschaftsplanes der Dia-
koniestation. Befugnisse hierzu kann er im Rah-
men der Geschäftsordnung an einzelne Personen 
übertragen.

e) Im Rahmen des Wirtschaftsplanes der Diakonie-
station ist er zuständig für die Anstellung, Ein-/
Höhergruppierung, Kündigung und Zurruheset-
zung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Die Anstellung, Ein-/Höhergruppierung, Kündi-
gung und Zurruhesetzung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der Verwaltung und in den 
Dienstleistungsbereichen der Diakoniestation 
delegiert er gemäß § 39 Abs. 1 Satz 1 der KGO 
an die Geschäftsführerin/den Geschäftsführer 
und die Vorsitzende/den Vorsitzenden. Personal-
entscheidungen in den übertragenen Bereichen 
sind von diesen einvernehmlich herbeizuführen. 
Pflegedienstleitung bzw. Einsatzleitung sind an 
Entscheidungen in ihren Wirkungsbereichen zu 
beteiligen.

Personalentscheidungen, die Leitungsbereiche 
der Diakoniestation betreffen (Geschäftsführung, 
Pflegedienstleitung, Einsatzleitung etc.), verblei-
ben in der Zuständigkeit des Ausschusses.

f) Einschlägige gesetzliche und rechtliche Bestim-
mungen in den jeweils gültigen Fassungen zu Per-
sonalausstattung und Aufgaben- und Kompeten-
zenteilung sind zu beachten.

g) Er erlässt eine Geschäftsordnung. In dieser sind 
insbesondere Leitungsaufbau, Aufgaben- und 
Kompetenzenteilung, Regelungen zu Dienst- und 
Fachaufsicht, Bewirtschaftungs- und Anweisungs-
befugnis sowie Stellvertretungen beschrieben.
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h) Er setzt eine Entgeltordnung für die Leistungen 
der Diakoniestation fest, soweit die zu erheben-
den Entgelte nicht durch Preisvereinbarungen 
mit Kosten-/Leistungsträgern vertraglich geregelt 
oder per Gesetz/Rechtsverordnung definiert sind.

(2) Kann der Kirchengemeinderat der Evangelischen 
Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg den Emp-
fehlungsbeschlüssen des Diakoniestationsausschus-
ses insbesondere zu Ziffer 1 Buchstabe c) nicht fol-
gen, muss der Diakoniestationsausschuss angehört 
und an der weiteren Entscheidungsfindung beteiligt 
werden.

(3) Aufgaben und Kompetenzen der/des Vorsitzenden 
des Diakoniestationsausschusses werden in der Ge-
schäftsordnung geregelt.

§ 6 
Geschäftsführung und Verwaltung

(1) Für die Wahrnehmung der Geschäftsführung und 
die Leitung und Organisation der Verwaltung wird 
eine Geschäftsführerin/ein Geschäftsführer ange-
stellt. Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer ist 
in Zusammenarbeit mit Pflegedienstleitung, Einsatz-
leitung etc. für den laufenden Betrieb verantwortlich.

(2) Aufgaben und Kompetenzen der Geschäftsführe-
rin/des Geschäftsführers werden in der Geschäftsord-
nung geregelt.

§ 7 
Leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

und gemeindenahe Organisation der  
Dienstleistungen

(1) Für die Leitung und Organisation der ambulanten 
Pflege wird eine Pflegedienstleitung und Stellvertre-
tung angestellt. § 5 Abs. 1 Buchstabe f) dieses Ver-
trages ist zu berücksichtigen.

(2) Für die Leitung und Organisation der hauswirt-
schaftlichen Dienste und Familienpflege kann eine 
Einsatzleitung angestellt und eine Stellvertretung be-
nannt werden.

Diese Leitungsaufgaben können auch der Pflege-
dienstleitung übertragen werden.

Hauswirtschaftliche Dienste können auch in Koope-
ration mit anderen Einrichtungen erbracht werden.

(3) Aufgaben und Kompetenzen der Pflegedienstlei-
tung und der Einsatzleitung werden in der Geschäfts-
ordnung geregelt.

(4) Die Dienstleistungen der Diakoniestation werden 
grundsätzlich kirchengemeindenah organisiert und 
erstellt.

§ 8 
Grundlagen zu Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, 

Finanzierung

(1) Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
der Diakoniestation hat den Bestimmungen der kirch-
lichen Haushaltsordnung - in der jeweils gültigen Fas-
sung - zu entsprechen.

(2) Die Erträge und Aufwendungen der Diakoniesta-
tion werden im Wirtschaftsplan der Diakoniestation 
Heilbronn West veranschlagt. Er ist Anlage des Haus-
haltsplanes der Evangelischen Kirchengemeinde Bö-
ckingen-Klingenberg.

(3) Der Jahresabschluss ist nach Geschäftsjahresende 
innerhalb von sechs Monaten aufzustellen. Er enthält 
die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung und Er-
läuterungen zu wesentlichen Vorgängen.

Die Buchhaltung, nach der der Jahresabschluss er-
stellt wird, ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung und Bilanzierung (GoB) zu führen 
und hat den gesetzlichen Vorschriften zu entsprechen.

(4) Aufwendungen für die Aufgaben und Dienste der 
Diakoniestation werden finanziert durch:

a) Entgelte von Sozialversicherungs- und Sozialhil-
feträger, Selbstzahlern

b) Zuschüsse, z. B. des Bundes, des Landes Baden-
Württemberg, der Kommunen, der Sozialversi-
cherungsträger, der Evangelischen Landeskirche 
in Württemberg

c) Zuweisungen der Krankenpflege(förder)vereine

d) Spenden und sonstige Einnahmen, soweit sie 
nicht durch Zweckbestimmung einem Vertrags-
partner zugeordnet sind.

(5) Zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit, Finan-
zierung und Liquidität der Diakoniestation schließen 
die Vertragspartner eine gesonderte Vereinbarung. 
Die Vereinbarung ist Anlage dieses Vertrages.

(6) Der Entwurf des Wirtschaftsplanes der Diakonie-
station wird allen Vertragspartnern zur Kenntnisnah-
me zugeleitet.
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(7) Die Vertragspartner sind berechtigt, nach Vorlage 
des Jahresabschlusses Einsicht in die Rechnungsun-
terlagen der Diakoniestation zu nehmen.

(8) Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 9 
Bekanntmachungen

Soweit Veröffentlichungen, insbesondere zu den Auf-
gaben, Leistungen und Aktivitäten der Diakonie-
station in den Publikationen der Kirchengemeinden 
erfolgen, geschieht dies auf Kosten der Kirchenge-
meinden.

§ 10 
Schlussbestimmungen

(1) Dieser Vertrag tritt vorbehaltlich der Zustimmung 
der zuständigen Entscheidungsgremien der Vertrags-
partner und der Genehmigung des Evangelischen 
Oberkirchenrates in Stuttgart am 01. Januar 2023 in 
Kraft.

(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Er kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist 
von einem Jahr zum Ende des Kalenderjahres gekün-
digt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

Unter den übrigen Vertragspartnern besteht der Ver-
trag fort und ist entsprechend anzupassen.

(3) Über eine notwendige Anpassung nach Absatz 2 
Satz 4 und im Falle einer Auseinandersetzung von ge-
meinschaftlich beschafften Vermögensgegenständen 
entscheidet im Streitfall der Evangelische Oberkir-
chenrat in Stuttgart nach billigem Ermessen.

(4) Bei Auflösung oder Aufhebung der Diakoniesta-
tion verwaltet die Evangelische Kirchengemeinde 
Böckingen-Klingenberg das Vermögen der Diakonie-
station nach Liquidation. Das Vermögen ist unmit-
telbar für gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
Zwecke im Wirkungsbereich der Diakoniestation zu 
verwenden.

(5) Diese Vereinbarung ersetzt das Organisationssta-
tut vom 14. Dezember 1976, die Vereinbarung vom 
24. Juli 2002 sowie die bestehenden Vereinbarungen 
mit den evangelischen Kirchengemeinden und Kran-
kenpflege(förder)vereinen.

Heilbronn, 29. November 2022

Landeskirchliche Mitarbeiterver-
tretung in der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg

Bekanntmachung des Oberkirchenrats  
vom 24. Januar 2023 

AZ 26.11-04   Nr. V20

Gemäß § 26 Absatz 2 und Absatz 6 Satz 4 Wahl-
ordnung MVG.Württemberg fand am 14. Novem-
ber 2022 eine Nachwahl zur Landeskirchlichen Mit-
arbeitervertretung für die Amtszeit 2020 bis 2024 
statt. 

In der Berufsgruppe Unterricht gemäß § 54 Absatz 2 
Buchstabe c) MVG.Württemberg wurde als Mitglied 
Frau Edelgard Schön, Weileräcker 8, 73230 Kirch-
heim unter Teck, Mitglied der Mitarbeitervertretung 
im Kirchenbezirk Kirchheim unter Teck, nachgewählt. 

In der Berufsgruppe Tagungs- und Bildungsarbeit ge-
mäß § 54 Absatz 2 Buchstabe j) MVG.Württemberg 
wurde als stellvertretendes Mitglied Herr Wolfgang 
Mayer-Ernst, Akademieweg 111, 73087 Bad Boll, 
Mitglied der Mitarbeitervertretung der Evangelischen 
Akademie Bad Boll, gewählt. 

Die Bekanntmachungen vom 5. Oktober 2020 
(Abl. 69 S. 279) und vom 11. Januar 2021 (Abl. 69 
S. 343) werden entsprechend geändert.

W e r n e r

Parochialänderungen

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
Vom 25. Januar 2023  

AZ 30.21   GZ 30.21-02-V10

1. Die Evangelische Kirchengemeinde Metzingen-
Nord, Dekanat Bad Urach-Münsingen, wurde am 
27. Januar 2022 umbenannt in Evangelische Frie-
denskirchengemeinde Metzingen.

2. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Här-
ten Nord, Dekanat Tübingen, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 durch Zusammenschluss der 
Evangelischen Kirchengemeinden Jettenburg und 
Kusterdingen neu gebildet. Das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg hat 
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der neu gebildeten Verbundkirchengemeinde am 
21. Februar 2022 die staatliche Anerkennung aus-
gesprochen (AZ RA-7142.15/528).

3. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Här-
ten Süd, Dekanat Tübingen, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 durch Zusammenschluss 
der Evangelischen Kirchgemeinden Mährin-
gen-Immenhausen und Wankheim neu gebildet. 
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg hat der neu gebildeten Ver-
bundkirchengemeinde am 21. Februar 2022 die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-
7142.15/529).

4. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Korb-Beinstein, Dekanat Waiblingen, wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 2023 durch Zusammen-
schluss der Evangelischen Kirchgemeinden Korb 
und Beinstein neu gebildet. Das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg hat 
der neu gebildeten Verbundkirchengemeinde am 
8. Juni 2022 die staatliche Anerkennung ausge-
sprochen (AZ RA-7142.15/530).

5. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Dornstetten, Dekanat Freudenstadt, wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 2023 durch Zusammen-
schluss der Evangelischen Kirchgemeinden Aach, 
Hallwangen und Dornstetten neu gebildet. Das 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat der neu gebildeten Verbund-
kirchengemeinde am 21. Juli 2022 die staatliche 
Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-7142.15).

6. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Leut-
kirch-Aitrach-Kißlegg, Dekanat Ravensburg, 
wurde mit Wirkung vom 1. Januar 2023 durch 
Zusammenschluss der Evangelischen Kirchge-
meinden Aitrach, Kißlegg und Leutkirch neu ge-
bildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg hat der neu gebildeten 
Verbundkirchengemeinde am 10. August 2022 die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-
7142-4/6).

7. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Remshalden, Dekanat Schorndorf, wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 2023 durch Zusammen-
schluss der Evangelischen Kirchengemeinden 
Buoch, Geradstetten, Grunbach und Hebsack-
Rohrbronn neu gebildet. Das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg 
hat der neu gebildeten Verbundkirchengemeinde 
am 12. August 2022 die staatliche Anerkennung 
ausgesprochen (AZ RA-7142-4/11/1).

8. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Schurwald, Dekanat Göppingen, wurde mit Wir-
kung vom 1. Januar 2023 durch Zusammen-
schluss der Evangelischen Kirchgemeinden 
Adelberg und Börtlingen-Birenbach neu ge-
bildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg hat der neu gebil-
deten Verbundkirchengemeinde am 15. August 
2022 die staatliche Anerkennung ausgesprochen 
(AZ KMRA-7142 4).

9. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Altensteig, Dekanat Calw-Nagold, wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 2023 durch Zusammen-
schluss der Evangelischen Kirchgemeinden Al-
tensteig, Altensteigdorf, Berneck und Grömbach-
Wörnersberg neu gebildet. Das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg 
hat der neu gebildeten Verbundkirchengemeinde 
am 17. August 2022 die staatliche Anerkennung 
ausgesprochen (AZ RA-7142-4).

10. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde im 
Tübinger Neckartal, Dekanat Tübingen, wurde 
mit Wirkung vom 1. Januar 2023 durch Zusam-
menschluss der Evangelischen Kirchgemeinden 
Hirschau, Kilchberg/Bühl und Weilheim neu ge-
bildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg hat der neu gebilde-
ten Verbundkirchengemeinde am 8. September 
2022 die staatliche Anerkennung ausgesprochen 
(AZ RA-7142-4/18/3).

11. Die Evangelische Gesamtkirchengemeinde Weil-
heim, Dekanat Tübingen, wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 2023 aufgelöst.

12. Die Evangelische Gesamtkirchengemeinde 
Leutenbach-Nellmersbach-Weiler zum Stein, 
Dekanat Waiblingen, wurde mit Wirkung vom 
1.  Januar  2023 durch Zusammenschluss der 
Evangelischen Kirchgemeinden Leutenbach, 
Nellmersbach und Weiler zum Stein neu ge-
bildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg hat der neu gebilde-
ten Gesamtkirchengemeinde am 15. August 2022 
die staatliche Anerkennung ausgesprochen (AZ 
KMRA-7142 4).

13. Die Evangelische Gesamtkirchengemeinde Bern-
stadt-Hörvelsingen, Dekanat Ulm, wurde mit Wir-
kung vom 1. Januar 2023 durch Zusammenschluss 
der Evangelischen Kirchgemeinden Bernstadt 
und Hörvelsingen neu gebildet. Das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg 
hat der neu gebildeten Gesamtkirchengemeinde 
am 10. Oktober 2022 die staatliche Anerkennung 
ausgesprochen (AZ RA-7142-4/26/3).
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14. Die Evangelischen Kirchengemeinden Bitten-
feld, Hohenacker und Neustadt, Dekanat Waib-
lingen, wurden mit Wirkung vom 1. Januar 2023 
aufgelöst. Aus den Gemeindebezirken wurde die 
Evangelische Kirchengemeinde Neustadt-Hohe-
nacker-Bittenfeld neu gebildet. Das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württem-
berg hat der neu gebildeten Kirchengemeinde am 
21.  Juli 2022 die staatliche Anerkennung ausge-
sprochen (AZ RA-7142.15).

15. Die Evangelische Kirchengemeinde Nellingen 
und die Evangelische Dietrich-Bonhoeffer-Kir-
chengemeinde Ostfildern, Dekanat Bernhausen, 
wurden mit Wirkung vom 1. Januar 2023 auf-
gelöst. Aus den Gemeindebezirken wurde die 
Evangelische Kirchengemeinde Nellingen Park-
siedlung Scharnhauser Park neu gebildet. Das 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Ba-
den-Württemberg hat der neu gebildeten Kirchen-
gemeinde am 10. August 2022 die staatliche An-
erkennung ausgesprochen (AZ RA-7142-4/9).

16. Die Evangelischen Kirchengemeinden Oberen-
singen-Hardt und Zizishausen, Dekanat Nürtin-
gen, wurden mit Wirkung vom 1. Januar 2023 
aufgelöst. Aus den Gemeindebezirken wurde die 
Evangelische Friedenskirchengemeinde Ober-
ensingen-Hardt-Zizishausen neu gebildet. Das 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Ba-
den-Württemberg hat der neu gebildeten Kirchen-
gemeinde am 17. August 2022 die staatliche An-
erkennung ausgesprochen (AZ RA-7142-4).

17. Die Evangelischen Kirchengemeinden Hohen-
memmingen und Sachsenhausen, Dekanat Hei-
denheim, wurden mit Wirkung vom 1. Janu-
ar  2023 aufgelöst. Aus den Gemeindebezirken 
wurde die Evangelische Kirchengemeinde Ho-
henmemmingen-Sachsenhausen neu gebildet. 
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg hat der neu gebildeten Kir-
chengemeinde am 1. August 2022 die staatliche 
Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-7142-4/5).

18. Die Evangelischen Kirchengemeinden Bünzwan-
gen-Sulpach, Ebersbach und Roßwälden, Deka-
nat Göppingen, wurden mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 aufgelöst. Aus den Gemeindebezirken 
wurde die Evangelische Kirchengemeinde Ebers-
bach neu gebildet. Das Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport Baden-Württemberg hat der neu 
gebildeten Kirchengemeinde am 21. Juli 2022 die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-
7142.15).

19. Die Evangelischen Kirchengemeinden Rohrdorf 
und Walddorf, Dekanat Calw-Nagold, wurden mit 

Wirkung vom 1. Januar 2023 aufgelöst. Aus den 
Gemeindebezirken wurde die Evangelische Jo-
hanneskirchengemeinde Rohrdorf-Walddorf neu 
gebildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg hat der neu gebildeten 
Kirchengemeinde am 5. Oktober 2022 die staat-
liche Anerkennung ausgesprochen (AZ RA-7142-
4/25/3).

20. Die Evangelischen Gesamtkirchgemeinden Roh-
dorf-Mindersbach und Walddorf-Oberschwan-
dorf, Dekanat Calw-Nagold, wurden mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 aufgelöst.

21. Die Evangelische Kirchengemeinde Albeck, De-
kanat Ulm, wurde zum 1. Januar 2023 aufgelöst. 
Ihr Gemeindebezirk wurde der Evangelischen 
Kirchengemeinde Göttingen, Dekanat Ulm, an-
gegliedert.

22. Die Evangelische Kirchengemeinde Göttingen, 
Dekanat Ulm, wurde mit Wirkung vom 1. Janu-
ar  2023 umbenannt in Evangelische Kirchenge-
meinde Göttingen-Albeck.

23. Die Evangelische Kirchengemeinde Temmenhau-
sen-Tomerdingen, Dekanat Blaubeuren, wurde 
zum 1. Januar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebe-
zirk wurde der Evangelischen Kirchengemeinde 
Bermaringen, Dekanat Blaubeuren, angegliedert.

24. Die Evangelische Kirchengemeinde Bermarin-
gen, Dekanat Blaubeuren, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 umbenannt in Evangelische 
Kirchengemeinde Bermaringen-Temmenhausen-
Tomerdingen.

25. Die Evangelischen Kirchengemeinden Hausen 
und Unterböhringen, Dekanat Geislingen, wurden 
zum 1. Januar 2023 aufgelöst. Ihre Gemeindebe-
zirke wurden der Evangelischen Kirchengemein-
de Bad Überkingen angegliedert.

26. Die Evangelische Gesamtkirchengemeinde Bad 
Überkingen wurde mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2023 aufgelöst.

27. Die Evangelische Christuskirchengemeinde 
Kirchheim, Dekanat Kirchheim, wurde zum 1. Ja-
nuar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde 
der Evangelischen Stadtkirchengemeinde Kirch-
heim, Dekanat Kirchheim, angegliedert.

28. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die in den Orten Mangoldsall 
und Füßbach wohnen, wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 2023 von der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Kirchensall, Dekanat Öhringen, gelöst 
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und der Evangelischen Kirchengemeinde Kupfer-
zell, Dekanat Öhringen, zugeordnet.

29. Die Evangelische Kirchengemeinde Kirchensall, 
Dekanat Öhringen, wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde 
der Evangelischen Kirchengemeinde Neuenstein, 
Dekanat Öhringen, angeschlossen.

30. Die Evangelische Kirchengemeinde Bartenbach, 
Dekanat Göppingen, wurde zum 1. Januar 2023 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evange-
lischen Kirchengemeinde Rechberghausen, Deka-
nat Göppingen, angegliedert.

31. Die Evangelische Kirchengemeinde Rechberg-
hausen, Dekanat Göppingen, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 umbenannt in Evangelische 
Kirchengemeinde Bartenbach-Rechberghausen.

32. Die Evangelische Kirchengemeinde Dörnach, 
Dekanat Tübingen, wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde 
der Evangelischen Kirchengemeinde Pliezhausen, 
Dekanat Tübingen, angegliedert.

33. Die Evangelische Kirchengemeinde Pliezhausen, 
Dekanat Tübingen, wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 umbenannt in Evangelische Kirchen-
gemeinde Pliezhausen-Dörnach.

34. Die Evangelischen Kirchengemeinden Manzen-
Ursenwang, Schlat und St. Gotthardt, Dekanat 
Göppingen, wurden mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der 
Evangelischen Kirchengemeinde Holzheim, De-
kanat Göppingen, angegliedert.

35. Die Evangelische Kirchengemeinde Holzheim, 
Dekanat Göppingen, wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 2023 umbenannt in Evangelische Em-
mauskirchengemeinde Holzheim-Schlat.

36. Die Evangelische Kirchengemeinde Klingenberg, 
Dekanat Heilbronn, wurde mit Wirkung vom 
1.  Januar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk 
wurde der Evangelischen Kirchengemeinde Bö-
ckingen, Dekanat Heilbronn, angegliedert.

37. Die Evangelische Kirchengemeinde Böckingen, 
Dekanat Heilbronn, wurde mit Wirkung vom 
1.  Januar 2023 umbenannt in Evangelische Kir-
chengemeinde Böckingen-Klingenberg.

38. Die Evangelische Kirchengemeinde Sickenhau-
sen, Dekanat Reutlingen, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebe-
zirk wurde der Evangelischen Kirchengemeinde 
Degerschlacht, Dekanat Reutlingen, angegliedert.

39. Die Evangelische Kirchengemeinde Deger-
schlacht, Dekanat Reutlingen, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 umbenannt in Evangelische 
Kirchengemeinde Degerschlacht-Sickenhausen.

40. Die Evangelische Kirchengemeinde Münklingen-
Hausen, Dekanat Leonberg, wurde mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebe-
zirk wurde der Evangelischen Kirchengemeinde 
Merklingen, Dekanat Leonberg, angegliedert.

41. Die Evangelische Kirchengemeinde Merklin-
gen, Dekanat Leonberg, wurde mit Wirkung vom 
1.  Januar 2023 umbenannt in Evangelische Kir-
chengemeinde Würmtal-Kirchengemeinde Merk-
lingen-Münklingen-Hausen.

42. Die Evangelische Kirchengemeinde Ohmden, De-
kanat Kirchheim, wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde 
der Evangelischen Kirchengemeinde Jesingen, 
Dekanat Kirchheim, angegliedert.

43. Die Evangelische Kirchengemeinde Jesingen, 
Dekanat Kirchheim, wurde mit Wirkung vom 1. 
Januar 2023 umbenannt in Evangelische Kirchen-
gemeinde Jesingen-Ohmden.

44. Die Grenzen zwischen der Evangelischen Kir-
chengemeinde Berkheim, der Evangelischen 
Kirchengemeinde Zollberg Esslingen und der 
Evangelischen Stadtkirchengemeinde Esslingen, 
alle Dekanat Esslingen, wurden mit Verfügung 
vom 30. August 2022 in der Weise geändert, dass 
die evangelischen Gemeindeglieder, die an der 
Traifelbergstraße und an der Straße Rohr woh-
nen, künftig der Evangelischen Kirchengemeinde 
Zollberg Esslingen angehören. Die evangelischen 
Bewohner des Seniorenheims Weilstraße 10 ge-
hören künftig der Evangelischen Stadtkirchenge-
meinde Esslingen an.

45. Die Evangelische Kirchengemeinde Lienzingen, 
Dekanat Mühlacker, wurde mit Wirkung vom 
1.  Januar 2023 in die Evangelische Gesamtkir-
chengemeinde Mühlacker eingegliedert.

46. Die Evangelische Kirchengemeinde Ostrach, De-
kanat Balingen, wurde mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 aus dem Evangelischen Kirchenbezirk 
Balingen gelöst und dem Evangelischen Kirchen-
bezirk Biberach zugeordnet.

W e r n e r
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Arbeitsrechtsregelungen

Vom 9. Dezember 2022 
AZ 26.21   Nr. 26.21-03-09-V27

Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission zur 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung vom 
9. Dezember 2022:

Achte Änderung der Kirchlichen Anstellungsord-
nung für das Jahr 2022:

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 Arbeitsrechtsre-
gelungsgesetz hat die Arbeitsrechtliche Kommission 
den folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung

Die Kirchliche Anstellungsordnung vom 10. Novem-
ber 2006 (Abl. 62 S. 253), die zuletzt durch Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 14. Okto-
ber 2022 (Abl. 70 S. 409) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Beschäftigte haben bei ihrer beruflichen und 
ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanz-
empfinden des Gegenübers zu achten (Abstands-
gebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu 
ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seel-
sorgebeziehung oder in einer vergleichbaren Ver-
trauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. 
Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen 
Beschäftigte nicht zur Befriedigung eigener In-
teressen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte 
oder andere grenzüberschreitende Verhaltenswei-
sen missbrauchen (Abstinenzgebot). Gleiches gilt 
für Beschäftigte, die im Rahmen ihrer beruflichen 
Tätigkeit Kinder, Jugendliche oder erwachsene 
Schutzbefohlene beaufsichtigen, betreuen, er-
ziehen, unterrichten, ausbilden, pflegen oder die 
sonst auf Grund der Art ihrer Tätigkeit mit Kin-
dern, Jugendlichen oder erwachsenen Schutzbe-
fohlenen Kontakt haben. Näheres regelt hierzu die 
Anlage 1.1.3 zur KAO.“ 

1a. Zu § 1 Absatz 4 wird folgende Protokollnotiz 
(KAO) eingefügt: 

„Protokollnotiz (KAO) zu § 1 Absatz 4: 

Die allgemeinen Pflichten der Dienststellenlei-
tungen ergeben sich aus § 2 Allgemeine Gewalt-
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schutzbestimmungen und aus § 4 Absatz 2 Nr. 12 
Satzung des Diakonischen Werks der evangeli-
schen Kirche in Württemberg e. V.“

2. In § 1 a Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „des § 1 
d“ durch die Angabe „der § 1 Absatz 4, § 1 d und 
der Anlage 1.1.3 zur KAO“ ersetzt. 

3. § 1 b Satz 1 Halbsatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Diese Ordnung – mit Ausnahme des § 1 Ab-
satz 4, § 1 d und der Anlage 1.1.3 zur KAO – ist 
nicht anzuwenden auf:“

4. § 1 d wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Die Anstellung einer/s Beschäftigten, der/
die wegen einer Straftat, die nach dem Ach-
ten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss 
von Aufgaben in der Kinder- und Jugend-
hilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden 
ist, kommt nicht in Betracht. In begründeten 
Ausnahmefällen kann eine Einstellung erfol-
gen, wenn ein beruflich bedingter Kontakt zu 
Minderjährigen oder zu Volljährigen in Ab-
hängigkeitsverhältnissen auszuschließen ist. 
Gleiches gilt für Praktikanten/Praktikantinnen 
und Auszubildende. Hierzu ist eine Stellung-
nahme des Fachreferats im Evangelischen 
Oberkirchenrats einzuholen." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Abs.1 Buch-
stabe a)“ durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe a)“ ersetzt. 

5. Dem § 3 Absatz 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die Mitteilung eines durch 
Tatsachen begründeten Verdachts an die in § 5 
Absatz 1 der Anlage 1.1.3 zur KAO genannten 
Melde- und Ansprechstelle, dass sexualisierte Ge-
walt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuel-
le Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbu-
ches begangen wurde. Dasselbe gilt im Falle eines 
Versuches.“

6. Dem § 34 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Ein wichtiger Grund zur Kündigung im Sin-
ne von § 626 BGB ist die rechtskräftige Verurtei-
lung wegen einer Straftat, die nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch zu einem Ausschluss von 
Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt.“

7. Es wird eine neue Anlage 1.1.3 zur KAO einge-
fügt: 

„Anlage 1.1.3 zur KAO Arbeitsrechtliche Rege-
lung zum Schutz vor sexualisierter Gewalt

§ 1  
Begriffsbestimmungen

(1) Eine Verhaltensweise ist sexualisierte Gewalt, 
wenn ein unerwünschtes sexuell bestimmtes Ver-
halten bezweckt oder bewirkt, dass die Würde 
der betroffenen Person verletzt wird. Sexualisier-
te Gewalt kann verbal, nonverbal, durch Auffor-
derung oder durch Tätlichkeiten geschehen. Sie 
kann auch in Form des Unterlassens geschehen, 
wenn die Täterin oder der Täter für deren Abwen-
dung einzustehen hat. Sexualisierte Gewalt ist 
immer bei Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung nach dem 13. Abschnitt des Strafge-
setzbuches und § 201a Absatz 3 oder §§ 232 bis 
233a des Strafgesetzbuches in der jeweils gelten-
den Fassung gegeben.

(2) Gegenüber Minderjährigen kann sexuell be-
stimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 
insbesondere unerwünscht sein, wenn eine kör-
perliche, seelische, geistige, sprachliche oder 
strukturelle Unterlegenheit und damit eine gegen-
über der Täterin oder dem Täter fehlende Fähig-
keit zur sexuellen Selbstbestimmung gegeben ist. 
Bei Kindern, das heißt bei Personen unter 14 Jah-

ren, ist das sexuell bestimmte Verhalten stets als 
unerwünscht anzusehen.

(3) Gegenüber Volljährigen kann sexuell be-
stimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 ins-
besondere unerwünscht sein, wenn die Person auf 
Grund ihres körperlichen oder psychischen Zu-
stands in der Bildung oder Äußerung des Willens 
erheblich eingeschränkt ist.

§ 2  
Abstinenz- und Abstandsgebot

(1) Beschäftigte haben bei ihrer beruflichen und 
ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanz-
empfinden des Gegenübers zu achten (Abstands-
gebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu 
ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seel-
sorgebeziehung oder in einer vergleichbaren Ver-
trauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. 
Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen Be-
schäftigte nicht zur Befriedigung eigener Interes-
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sen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder 
andere grenzüberschreitende Verhaltensweisen 
missbrauchen (Abstinenzgebot).

(2) Gleiches gilt für Beschäftigte, die im Rahmen 
ihrer beruflichen Tätigkeit Kinder, Jugendliche 
oder erwachsene Schutzbefohlene beaufsichtigen, 
betreuen, erziehen, unterrichten, ausbilden, pfle-
gen oder die sonst auf Grund der Art ihrer Tätig-
keit mit Kindern, Jugendlichen oder erwachsenen 
Schutzbefohlenen Kontakt haben. Hierunter fal-
len insbesondere: 

 – Beschäftigte, die bei Freizeiten oder in Wald-
heimen mitwirken 

 – Beschäftigte im Erziehungsdienst

 – Beschäftigte im Sozialdienst (Vergütungs-
gruppenplan 25)

 – Beschäftigte in ambulanten, teilstationären 
und stationären Pflegeeinrichtungen

 – Beschäftigte in der Bildungsarbeit

 – Chorleiter und Chorleiterinnen

 – Diakone und Diakoninnen im Seelsorgedienst

 – Führungskräfte

 – Gemeindediakone und Gemeindediakoninnen

 – Jugendreferenten und Jugendreferentinnen

 – Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen 

 – Lehrkräfte an kirchlichen Schulen und Hoch-
schulen

 – Mesner und Mesnerinnen und Hausmeister 
und Hausmeisterinnen 

 – Nachbarschaftshelfer und Nachbarschaftshel-
ferinnen

 – Religionspädagogen und Religionspädagogin-
nen 

§ 3  
Führungszeugnis

(1) Beschäftigte nach § 2 Absatz 2, die im Rah-
men ihrer dienstlichen Tätigkeit Kinder oder Ju-
gendliche beaufsichtigen, betreuen, erziehen, un-

terrichten, ausbilden oder die sonst auf Grund der 
Art ihrer Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen 
Kontakt haben, sind auf Verlangen des Dienst-
gebers in regelmäßigen Abständen – und gemäß 
§ 4 Absatz 3 Satz 3 ARRG künftige Beschäftig-
ten nach § 2 Absatz 1 vor der Einstellung – zur 
Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses im 
Sinne des § 30a BZRG verpflichtet.

(2) Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte, die Auf-
gaben in der Arbeit mit erwachsenen Schutzbe-
fohlenen im Sinne des § 75 Absatz 2 SGB XII, 
Artikel  11 BTHG wahrnehmen sowie für eine 
Vorlagepflicht nach sonstigen Bundes- oder lan-
desgesetzlichen Regelungen. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte, die Pfle-
gebedürftige nach §14 SGB XI ambulant oder in 
stationären Einrichtungen versorgen.

(4) Die Wiedervorlage des erweiterten Führungs-
zeugnisses muss spätestens nach fünf Jahren ver-
langt werden. Die Kosten hierfür trägt der Dienst-
geber. 

§ 4  
Selbstverpflichtungserklärung, Selbstauskunft

Alle Beschäftigten sind verpflichtet, die Erklä-
rungen zum grenzachtenden Umgang gemäß An-
hang 1 und 2 anzuerkennen und zu unterzeichnen. 

§ 5  
Meldepflicht, Beratungsrecht 

(1) Alle Beschäftigten haben unverzüglich die 
zuständige Person der Leitungsebene der Insti-
tution, bei der sie beschäftigt sind, und die nach 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 AGSB eingerichtete Melde- 
und Ansprechstelle über zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte für den Verdacht einer Verletzung 
des Abstinenz- und Abstandsgebotes oder sexua-
lisierter Gewalt durch beruflich oder ehrenamtlich 
in der Kirche Mitarbeitende zu informieren. Sie 
sind berechtigt und verpflichtet, zur Einschätzung 
eines unklaren Vorfalls Beratung durch eine vom 
Dienstgeber benannte Stelle zu suchen. 

(2) Die Pflicht zur Weiterleitung gemäß Absatz 1 
besteht auch bei anonymen Hinweisen, wenn sie 
tatsächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen be-
inhalten.

(3) Etwaige gesetzliche Verschwiegenheitspflich-
ten oder Mitteilungspflichten gegenüber staat-
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lichen Stellen (zum Beispiel Jugendamt, Schul-
aufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten 
bleiben hiervon unberührt.

Anhang 1 
Selbstverpflichtung zum Umgang mit Verlet-
zungen gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
(sexualisierte Gewalt) innerhalb der Evangeli-
schen Landeskirche in Württemberg

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg 
ist sich bewusst, dass sexualisierte Gewalt, Grenz-
verletzungen und Missbrauch überall geschehen, 
in einer Kultur des Schweigens, des Verleugnens 
und des Wegschauens aber „gedeihen“ können.

Wer Angebote in der Evangelischen Kirche in 
Württemberg wahrnimmt oder in ihr mitarbei-
tet ist vor allen Formen sexualisierter Gewalt zu 
schützen. Jede Handlung und jedes Verhalten, das 
die Achtung und Würde eines anderen Menschen 
und dessen Entwicklung verletzt, widersprechen 
dem Grundgedanken kirchlichen Handelns.

Verpflichtung des/der Beschäftigten

Ich, 

(Nachname, Vorname)  (Geburtsdatum)

bin in der Evangelischen Landeskirche in Würt-
temberg als 

(Bezeichnung der Tätigkeit)

in

(Einrichtung, Dienstort)

tätig.

Ich verpflichte mich, alles in meinen Möglich-
keiten Stehende zu tun, damit Kirche ein Schutz- 
und Kompetenzort für Menschen ist. Besonders 
in der Zeit, in der ich für Personen verantwortlich 
bin, trage ich dazu bei, dass sie vor sexualisierter 
Gewalt, körperlichem und seelischen Schaden ge-
schützt sind.

1. Ich bin mir meiner besonderen Vertrauens- 
und Autoritätsstellung gegenüber den mir an-
vertrauten Personen bewusst und handle nach-
vollziehbar und ehrlich.

2. Die Leitlinien zum sicheren Umgang mit 
Nähe und Distanz wurden mir ausgehändigt. 
Ich habe sie gelesen, verstanden und werde 
sie als Grundlage meiner Haltung im Kontext 
meiner Arbeit beachten und in meinem Ver-
antwortungsbereich regelmäßig thematisieren.

3. Ich beteilige mich aktiv bei der Entwicklung 
und Implementierung von Schutz- und Prä-
ventionskonzepten in meinem Verantwor-
tungsbereich und spreche aktiv das Thema in 
Dienstgruppen und Teams an.

4. Mir unterstellte ehrenamtlich und hauptbe-
ruflich Mitarbeitende unterstütze ich bei der 
Wahrnehmung des Themas, gebe Informatio-
nen weiter und vereinbare Verantwortlichkei-
ten.

5. Ich informiere mich über 

• den Umgang mit sexualisierter Gewalt in-
nerhalb der Landeskirche in Württemberg 
mittels der Online-Information und be-
spreche ggf. meine Fragen mit meiner Vor-
gesetzten/meinem Vorgesetzten.

• die Verfahrenswege zur Intervention bei 
sexualisierter Gewalt und die entsprechen-
den (Erst-) Ansprechpartner für meine 
Dienststelle, meinen Verband oder meinen 
Träger.

• Möglichkeiten der Prävention und neh-
me an Fortbildungsangeboten gemäß der 
Schulungsverpflichtung der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg teil.

(Ort, Datum) (Unterschrift)

Anhang 2 
Selbstauskunftserklärung

Ich

Name, Vorname

geboren am

Wohnhaft in

Straße, Wohnort
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versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem 
13. Abschnitt des Strafgesetzbuches und § 201a 
Absatz 3 oder §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbu-
ches in der jeweils geltenden Fassung rechtskräf-
tig verurteilt worden bin und auch insoweit keine 
Kenntnis von der Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens gegen mich habe. 

Ort und Datum Unterschrift“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Neunte Änderung der Kirchlichen Anstellungs-
ordnung für das Jahr 2022:

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 Arbeitsrechtsre-
gelungsgesetz hat die Arbeitsrechtliche Kommission 
den folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung

Die Kirchliche Anstellungsordnung vom 10. Novem-
ber 2006 (Abl. 62 S. 253), die zuletzt durch Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 14. Oktober

2022 (Abl. 70 S. 409) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  Dem § 2 der Anlage 3.7.2 zur KAO wird folgen-
der Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das gemäß Absatz 1 vereinbarte Stundenent-
gelt muss mindestens so hoch sein, wie der jeweils 
gültige gesetzliche Mindestlohn bzw. Pflegemin-
destlohn.

2. Der Anlage 3.7.4 zur KAO wird folgender § 2 an-
gefügt:

„§ 2  
Entgelt

Das vereinbarte Stundenentgelt für die Tätig-
keit in der Nachbarschaftshilfe muss mindestens 
so hoch sein, wie der jeweils gültige gesetzliche 
Mindestlohn bzw. Pflegemindestlohn.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2022 in Kraft.

Zehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungs-
ordnung für das Jahr 2022:

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 Arbeitsrechtsre-
gelungsgesetz hat die Arbeitsrechtliche Kommission 
den folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung

Die Kirchliche Anstellungsordnung vom 10. Novem-
ber 2006 (Abl. 62 S. 253), die zuletzt durch Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 14. Okto-
ber 2022 (Abl. 70 S. 409) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. In § 1 b Buchstabe f) wird die Angabe „Einglie-
derungszuschüsse nach den §§ 217 ff. SGB III“ 
durch das Wort „Eingliederungsleistungen“ er-
setzt.

2. § 11 Absatz 3 wird aufgehoben. 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 1 Buchstabe a) wird wie folgt 
gefasst: 

„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach 
dem Mutterschutzgesetz,“

b) Den Protokollnotizen (KAO) zu § 17 Absatz 4 
und 4 a wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, 
die einer anderen als der bisherigen Ent-
gelttabelle zugeordnet ist (Tabellenwech-
sel), werden die Beschäftigten der gleichen 
Stufe zugeordnet, die sie in der bisherigen 
Entgeltgruppe erreicht haben.“

4. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) Niederkunft der Ehefrau, Lebenspartnerin 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-
zes oder der in ehe- oder lebenspartner-
schaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden 
Lebensgefährtin 

   ein Arbeitstag.“
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b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Le-
benspartnerin/des Lebenspartners im Sin-
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
der/des in ehe- oder lebenspartnerschafts-
ähnlicher Gemeinschaft lebenden Lebens-
gefährtin/Lebensgefährten, eines Kindes 
oder Elternteils

 zwei Arbeitstage,“

5. In der Anlage 1.2.1 wird der Vergütungsgruppen-
plan 26 wie folgt neugefasst: 

26. Beschäftigte in der offenen diakonischen Ar-
beit, insbesondere in der Hauswirtschaft, Fami-

lienpflege, Nachbarschaftshilfe Alltagsbegleitung, 
Tagespflege sowie im ambulanten Hospizdienst

EG 2

Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit 
ohne Ausbildung. 

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)

EG 3

1. Beschäftigte in der offenen diakonischen Ar-
beit mit einer förderlichen Fortbildung von 
mindestens 160 Unterrichtseinheiten.

2. Fahrer/Fahrerinnen im Mahlzeitendienst.

EG 4

Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit 
mit mindestens einjähriger förderlicher Ausbil-
dung 

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)

EG 5

1. Beschäftigte in der offenen diakonischen Ar-
beit, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
von Fachhauswirtschafterinnen/Fachhauswirt-
schaftern für ältere Menschen ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 4)

2. Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleite-
rinnen/Einsatzleitern.

EG 6

1. Fachhauswirtschafterinnen/Fachhauswirt-
schafter für ältere Menschen oder Hauswirt-
schafterinnen /Hauswirtschafter mit entspre-
chender Tätigkeit.

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)

2. Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten von Familienpflegerinnen/Famili-
enpflegern oder Dorfhelferinnen/Dorfhelfern 
ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 5)

3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleite-
rinnen/Einsatzleitern mit mindestens einjäh-
riger förderlicher Ausbildung sowie Beschäf-
tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben.

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)

EG 7

Familienpflegerinnen/Familienpfleger und Dorf-
helferinnen/Dorfhelfer mit staatlicher Anerken-
nung und entsprechender Tätigkeit.

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)

EG 8

Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterin-
nen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger 
förderlicher Ausbildung sowie Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfah-
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)

EG 9 a

Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterin-
nen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger 
förderlicher Ausbildung, denen in der Regel min-
destens 5 Beschäftigte ständig unterstellt sind, 
sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)
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EG 9 b

1. Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzlei-
terinnen/Einsatzleitern mit mindestens drei-
jähriger förderlicher Ausbildung, denen in der 
Regel mindestens 8 Beschäftigte ständig un-
terstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)

2. Beschäftigte auf Informations-, Anlauf- und 
Vermittlungsstellen (IAV Stellen), soweit 
nicht in VGP 25 eingruppiert, mit mindestens 
dreijähriger förderlicher Ausbildung.

3. Beschäftigte als stellvertretende Hospizfach-
kraft im ambulanten Hospizdienst.

EG 9 c

1. Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzlei-
terinnen/Einsatzleitern mit mindestens drei-
jähriger förderlicher Ausbildung, denen in der 
Regel mindestens 10 Beschäftigte ständig un-
terstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)

2. Beschäftigte als Hospizfachkraft im ambulan-
ten Hospizdienst.

EG 10

Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterin-
nen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger 
förderlicher Ausbildung, denen in der Regel min-
destens 15 Beschäftigte ständig unterstellt sind, 
sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)

Protokollnotizen (KAO) zu VGP 26:

1. Beschäftigte, die regelmäßig und nicht nur 
im Ausnahmefall im Touren- bzw. Dienstplan 
vorgesehene körperbezogene Pflegemaßnah-
men erbringen, sind im Vergütungsgruppen-
plan 54 einzugruppieren.

2. Förderlich ist eine mindestens einjährige 
Ausbildung z. B. im Bereich Hauswirtschaft, 
Kranken- oder Altenpflege oder Betreuung 
Demenzkranker

3. Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfah-
rungen und Fähigkeiten gelten

• Beschäftigte mit entsprechender Ausbil-
dung unter drei Jahren und zweijähriger 
einschlägiger Berufserfahrung,

• Beschäftigte mit sonstiger mindestens 
dreijähriger Ausbildung und zweijähriger 
einschlägiger Berufserfahrung und

• Beschäftigte ohne entsprechende Aus-
bildung und ohne mindestens dreijährige 
sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähri-
ger einschlägiger Berufserfahrung

4. Eine entsprechende Tätigkeit von Fachhaus-
wirtschafterinnen/Fachhauswirtschaftern für 
ältere Menschen oder Hauswirtschafterinnen/
Hauswirtschaftern liegt dann vor, wenn der/
die Beschäftigte im Rahmen seines/ihres Ar-
beitsauftrages Haushalte von Alleinlebenden, 
Ehepaaren oder Familien weitgehend selbst-
ständig versorgt. Dabei müssen ihm/ihr die 
Haushaltsorganisation und die Steuerungs-
aufgaben des Haushalts übertragen sein, wie 
Planung der Einkäufe, Planung und Durchfüh-
rung der Nahrungszubereitung, Planung und 
Durchführung von Reinigungsaufgaben, Ver-
gabe von Dienstleistungen an Dritte, Bestel-
lung und Bevorratung von Verbrauchsgütern.

5. Eine entsprechende Tätigkeit von Familien-
pflegerinnen/Familienpflegern oder Dorfhelfe-
rinnen/Dorfhelfern liegt vor, wenn der Einsatz 
überwiegend in der Familienpflege erfolgt.

6. Sofern die Eingruppierung von der Zahl der 
unterstellten Beschäftigten abhängt:

a) zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend 
dem Verhältnis ihres vertraglich verein-
barten Beschäftigungsumfangs zur regel-
mäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollbeschäftigten (dabei sind auch Mitar-
beitende, die nach den Anlagen 1.2.4 und 
3.7.2 zur KAO beschäftigt sind, entspre-
chend zu berücksichtigen),

b) ist es für die Eingruppierung unschädlich, 
wenn im Organisations- und Stellenplan 
zur Besetzung ausgewiesene Stellen vor-
übergehend (bis zu einem Jahr) nicht be-
setzt sind,
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c) bleiben Auszubildende, Schülerinnen und 
Schüler, Praktikantinnen und Praktikan-
ten und Personen im Freiwilligen Sozia-
len Jahr und im Bundesfreiwilligendienst 
außer Betracht.

6. § 2 Absatz 1 der Anlage 3.4.1 zur KAO erhält fol-
gende Fassung: 

„(1) Die Wochenarbeitszeit Vollbeschäftigter be-
trägt 39 Stunden, verteilt auf 5 Tage (§ 6 Absatz 1 
KAO).2 Die Sollarbeitszeit beträgt 7,8 Stunden 
pro Tag.“

7. Der Tarifvertrag für Studierende in einem dualen 
Hebammenstudium im öffentlichen im öffentli-
chen Dienst (TVHöD) vom 11. Januar 2022 findet 
keine Anwendung. 

Artikel 2 
Inkrafttreten

(1)  Dieser Beschluss tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 mit Wirkung vom 1. November 2022 in Kraft.

(2)  Artikel 1 Nummer 5 und 6 tritt am 1. Januar 2023 
in Kraft.

Arbeitsrechtsregelungen

Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission zur 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung vom 
23. Dezember 2022:

Elfte Änderung der Kirchlichen Anstellungsord-
nung für das Jahr 2022:

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 Arbeitsrechtsre-
gelungsgesetz hat die Arbeitsrechtliche Kommission 
den folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung

Die Kirchliche Anstellungsordnung vom 10. Novem-
ber 2006 (Abl. 62 S. 253), die zuletzt durch Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 9. Dezem-
ber 2022 (Abl. 70 S. 463) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Die Protokollnotiz (KAO) zu § 16 Abs.1 wird auf-
gehoben. 

2. Nummer 4 der Protokollnotiz (KAO) zu § 16 Ab-
satz 2 erhält folgende Fassung: 

„4. Als Erwerb einer einjährigen einschlägigen 
Berufserfahrung gilt entsprechend auch die 
fachpraktische Ausbildung im Rahmen einer 
abgeschlossenen praxisintegrierten Ausbil-
dung zur Erzieherin/zum Erzieher nach lan-
desrechtlichen Regelungen und im Rahmen 
einer abgeschlossenen praxisintegrierten 
Ausbildung zur Heilerziehungspflegerin/zum 
Heilerziehungspfleger nach landesrechtlichen 
Regelungen.“

3. In der Anlage 1.2.1 zur KAO wird der Vergü-
tungsgruppenplan 21 wie folgt geändert:

a) Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 2 
wird wie folgt gefasst:

„S 2

Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpfle-
gerinnen/Kinderpflegern mit staatlicher An-
erkennung, Sozialassistentinnen/Sozialassis-
tenten und Heilerziehungspflegehelferinnen/
Heilerziehungspflegehelfern mit staatlicher 
Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)“

b) Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 3 
wird wie folgt gefasst:

„S 3

Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staat-
licher Anerkennung, Sozialassistentinnen/
Sozialassistenten und Heilerziehungspflege-
helferinnen/Heilerziehungspflegehelfer mit 
staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 
Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3 
und Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)“

c) Die Fallgruppe 1 des Tätigkeitsmerkmals der 
Entgeltgruppe S 4 wird wie folgt gefasst:

„1. Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit 
staatlicher Anerkennung, Sozialassisten-
tinnen/Sozialassistenten und Heilerzie-
hungspflegehelferinnen/Heilerziehungs-
pflegehelfer mit staatlicher Anerkennung 
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oder mit staatlicher Prüfung und ent-
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Be-
schäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben, mit 
schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 
und 3 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 
1 und 2)“

d) Im Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 7 
werden die Angaben „(Hierzu Protokollnoti-
zen (KAO) Nrn. 1 und 3)“ jeweils durch die 
Wörter „Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 
und 1 a sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 
und 3“ ersetzt.

e) Im Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 8 a 
wird die Angabe „(Hierzu Protokollerklärun-
gen Nrn. 1 und 3 sowie Protokollnotiz (KAO) 
Nrn. 1 und 4)“ durch die Wörter „(Hierzu Pro-
tokollerklärungen Nrn. 1, 1 a, 3 und 5 sowie 
Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1, 3 b) und 4)“ 
ersetzt.

f) Im Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 
8 b wird die Angabe „(Hierzu Protokollerklä-
rungen Nrn. 1, 3 und 6 sowie Protokollnotiz 
(KAO) Nr. 1)“ durch die Wörter „(Hierzu Pro-
tokollerklärungen Nrn. 1, 1 a, 3 und 6 sowie 
Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)“ ersetzt.

g) Die Entgeltgruppe S 9 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 
und 3 sowie Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)“ 
durch die Wörter „(Hierzu Protokollerklä-
rungen Nrn. 1, 1 a und 3 sowie Protokoll-
notiz (KAO) Nr. 1)“ ersetzt.

bb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe 
„Nrn. 1“, die Angabe „, 1 a“ eingefügt.

cc) In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „Pro-
tokollerklärung Nr. 8“ durch die Angabe 
„Protokollerklärungen Nrn. 1 a und 8“ er-
setzt.

dd) In der Fallgruppe 4 wird nach der Angabe 
„Nrn. “ die Angabe „1 a, “ eingefügt.

h) Die Entgeltgruppe S 13 wird wie folgt geän-
dert: 

aa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„(Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie 
Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ durch die 
Wörter „(Hierzu Protokollerklärungen 
Nrn. 1 a und 8 sowie Protokollnotiz (KAO) 
Nr. 5)“ ersetzt. 

bb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe 
„Nrn.“ die Angabe „1 a,“ eingefügt.

i) Die Entgeltgruppe S 15 wird wie folgt geän-
dert: 

aa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„(Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie 
Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ durch die 
Wörter „(Hierzu Protokollerklärungen 
Nrn. 1 a und 8 sowie Protokollnotiz (KAO) 
Nr. 5)“ ersetzt. 

bb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe 
„Nrn. “ die Angabe „1 a, “ eingefügt.

j) Die Entgeltgruppe S 16 wird wie folgt geän-
dert: 

aa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„(Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie 
Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ durch die 
Wörter „(Hierzu Protokollerklärungen 
Nrn. 1 a und 8 sowie Protokollnotiz (KAO) 
Nr. 5)“ ersetzt. 

bb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe 
„Nrn. “ die Angabe „1 a, “ eingefügt.

k) Die Entgeltgruppe S 17 wird wie folgt geän-
dert: 

aa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„(Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie 
Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ durch die 
Wörter „(Hierzu Protokollerklärungen 
Nrn. 1 a und 8 sowie Protokollnotiz (KAO) 
Nr. 5)“ ersetzt. 

bb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe 
„Nrn. “ die Angabe „1 a, “ eingefügt.

l) In der Entgeltgruppe S 18 Fallgruppe 1 wird 
die Angabe „(Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 
sowie Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ durch die 
Wörter „(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1 a 
und 8 sowie Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)“ er-
setzt.

m) Die Protokollerklärung Nr. 1 wird wie folgt 
geändert:
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aa) Satz 1 wie folgt gefasst:

„Die Beschäftigten – ausgenommen die 
in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der 
Fallgruppe 2, Entgeltgruppe S 7, Entgelt-
gruppe S 8 a bei Tätigkeiten der Fallgruppe 
2 und Entgeltgruppe S 8 b bei Tätigkeiten 
der Fallgruppe 2 eingruppierten Beschäf-
tigten – erhalten für die Dauer der Tätigkeit 
in einer besonderen Wohnform (insbeson-
dere stationäre Einrichtungen, Wohngrup-
pen für Menschen mit Behinderung im 
Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugend-
wohnheimen oder vergleichbaren Ein-
richtungen [Heim]) oder in der ambulant 
unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreu-
ung, wenn diese als Präsenzleistung durch-
gängig für 24 Stunden täglich erfolgt, oder 
in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII 
eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro mo-
natlich, wenn dort ein überwiegender Teil 
der Menschen mit durchgängigem Unter-
stützungs- oder Betreuungsbedarf unterge-
bracht ist bzw. betreut wird; überwiegt der 
Teil der Menschen mit durchgängigem Un-
terstützungs- oder Betreuungsbedarf nicht, 
beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. “

bb) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aaa) Nach der Angabe „S 7“ werden die 
Wörter „, Entgeltgruppe S 8 a bei Tä-
tigkeiten der Fallgruppe 2“ eingefügt,

bbb) die Angabe „40,90“ wird durch die 
Angabe „65,00“ ersetzt.

n) Nach der Protokollerklärung Nummer 1 wird 
folgende  Protokollerklärung Nummer 1 a ein-
gefügt:

„1a)  Beschäftigte, denen entsprechende Tätig-
keiten als Praxisanleiterin/Praxisanleiter 
in der Ausbildung von Erzieherinnen/
Erziehern, von Kinderpflegerinnen/Kin-
derpflegern, von Sozialassistentinnen/
Sozialassistenten oder von Heilerzie-
hungspflegerinnen/Heilerziehungspfle-
gern übertragen sind und die die über-
tragene Tätigkeit mit einem zeitlichen 
Anteil von mindestens 15 Prozent an 
ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten 
für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
in Höhe von 70,00 Euro monatlich. Die 
Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, 
in denen Beschäftigte einen Anspruch 
auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
nach § 21 haben.“

o) In der Protokollerklärung Nummer 3 werden 
die Wörter „Erzieherinnen/Erziehern“ durch 
die Wörter „Erzieherinnen/Erziehern oder 
Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern“ ersetzt 
sowie hinter dem Wort „Schulkindergärten,“ 
die Wörter „Ganztagsangeboten für Schulkin-
der,“ eingefügt. 

p) Die Protokollerklärung Nummer 6 wird wie 
folgt geändert:

aa) Buchstabe f wird wie folgt gefasst:

„f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines 
Facherziehers mit entsprechender ab-
geschlossener Fort- bzw. Weiterbildung 
im Umfang von mindestens 160 Stun-
den,“

bb) Folgende Buchstaben g und h werden an-
gefügt:

„g)Tätigkeiten in Gruppen mit einem An-
teil von mindestens 15 Prozent von 
Kindern und Jugendlichen mit einem 
erhöhten Förderbedarf,

h) Tätigkeiten von Beschäftigten, die vom 
Arbeitgeber zur insoweit erfahrenen 
Fachkraft nach § 8 a SGB VIII (Kinder-
schutzfachkraft) bestellt worden sind.“

q) Die Protokollerklärung Nummer 12 wird wie 
folgt gefasst: 

„12.  nicht abgedruckt, da nicht in die KAO 
übernommen.“ 

r) Die Protokollnotizen (KAO) werden wie folgt 
geändert: 

aa) Nummer 3 Buchstabe b wird wie folgt ge-
fasst: 

„b) Eine Eingruppierung von Beschäftig-
ten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 10 KiTaG in 
Entgeltgruppe S 7 oder S 8 a erfolgt 
erst nach Abschluss der Qualifizierung 
(25 Fortbildungstage innerhalb von 
zwei Jahren oder einjähriges Berufs-
praktikum).“

bb)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Der Ermittlung der Durchschnittsbe-
legung ist für das jeweilige Kalender-
jahr die Zahl der am 1. März des lau-
fenden Kalenderjahres vergebenen, je 
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Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zu-
grunde zu legen. Eine Unterschreitung 
der maßgeblichen gleichzeitig beleg-
baren Plätze von nicht mehr als 7,5 v. 
H. führt nicht zur Herabgruppierung. 
Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 
v. H. führt erst dann zur Herabgruppie-
rung, wenn die maßgebliche Platzzahl 
drei Jahre hintereinander unterschritten 
wird. Eine Unterschreitung auf Grund 
vom Arbeitgeber verantworteter Maß-
nahmen (z. B. Qualitätsverbesserun-
gen) führt ebenfalls nicht zur Herab-
gruppierung. 

Hiervon bleiben organisatorische Maß-
nahmen infolge demografischer Hand-
lungsnotwendigkeiten unberührt. 

Bei der Ermittlung der Zahl der ver-
gebenen, je Tag gleichzeitig belegba-
ren Plätze erfolgt eine Faktorisierung 
für die einzelnen Angebotsformen wie 
folgt:

• Regelgruppe 1,00

• Gruppe mit verlängerten Öffnungs-
zeiten 1,15

• Gruppe mit Ganztagesbetreuung 
1,25

• Hortgruppe 1,25

• Waldkindergartengruppe 1,25

• Krippengruppe/Kleinkindgruppe/
Spielgruppe 2,50

Der Faktor gilt jeweils für alle belegten 
Plätze einer Gruppe mit der o. g. Ange-
botsform, unabhängig davon wie viele 
Kinder der Gruppe tatsächlich entspre-
chend der jeweiligen Angebotsform 
der Gruppe betreut werden.

Belegte Plätze durch Kinder unter drei 
Jahren (Kleinkinder) oder durch Kin-
der mit Behinderung (Integrations-
kinder) in den oben genannten Ange-
botsformen (außer Krippengruppen/
Kleinkindgruppen/Spielgruppen) zäh-
len jeweils als zwei mit dem Faktor der 
jeweiligen Angebotsform zu verrech-
nende Plätze. Durch Kinder mit Be-
hinderung (Integrationskinder) belegte 

Plätze in Krippengruppen/Kleinkind-
gruppen/Spielgruppen zählen jeweils 
als zwei mit dem Faktor 2,50 zu ver-
rechnende Plätze. Führt die Ermittlung 
der Plätze zu einer Höher- oder Herab-
gruppierung, so wird diese tarifauto-
matisch zum 1. Mai des laufenden Ka-
lenderjahres wirksam.“

4. Die Anlage 1.7.3 zur KAO wird wie folgt geän-
dert:  

a) Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Kurzarbeit kann für die sich aus dem 
SGB III ergebende maximale Bezugsdauer 
eingeführt werden.“

b) In § 12 werden die Wörter „und gilt befristet 
bis zum 31. Dezember 2022“ gestrichen. 

5.  In der Anlage 2.1.1. zur KAO wird § 1 wie folgt 
geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe e) wird nach dem Wort 
„(Pflegeberufegesetz),“ folgender Spiegel-
strich angefügt: „– in praxisintegrierten Aus-
bildungsgängen zur Heilerziehungspflegerin/
zum Heilerziehungspfleger nach landesrecht-
lichen Regelungen,“ 

b) In Absatz 2 Buchstabe a) werden die Wörter 
„sowie Heilerziehungspflegeschüler/innen“ 
gestrichen.

6. Die Anlage 3.2.2. zur KAO wird wie folgt geän-
dert: 

a) § 1 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 2 wird aufgehoben. 

bb)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

cc) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

b) Es wird folgender § 2 angefügt: 

„§ 2  
Zulage

Beschäftigte im Erziehungsdienst in Vergü-
tungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur 
KAO in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 10 
erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe 
von 130,00 Euro.“
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c) Es wird folgender § 3 samt Protokollerklärung 
zu Satz 1, Protokollerklärung zu § 3 und Pro-
tokollnotizen (KAO) zu § 3 Abs. 2 und 3 ein-
gefügt: 

„§ 3  
Regenerationstage/Umwandlungstage

(1) Beschäftigte, die im Erziehungsdienst in Ver-
gütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO 
in den Entgeltgruppen S2 bis S 13, S 15 Fallgrup-
pe 1 und 2, S 16, S 17 Fallgruppe 1 und 2 oder 
S 18 Fallgruppe 1 eingruppiert sind, haben bei 
Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf 
Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung im Kalenderjahr 
unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 (Rege-
nerationstage). Wird die wöchentliche Arbeitszeit 
an weniger als fünf Tagen in der Woche erbracht, 
vermindert sich der Anspruch auf die Regenera-
tionstage entsprechend. Maßgeblich für die Ver-
minderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Ver-
hältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Absatz 2 Satz 2. Verändert sich im Zeitraum zwi-
schen der Antragstellung und dem gewährten Re-
generationstag die Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der An-
spruch auf die Regenerationstage entsprechend. 
Verbleibt bei den Berechnungen nach den Sät-
zen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen 
vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile 
von weniger als einem halben Regenerationstag 
bleiben unberücksichtigt.

Protokollerklärung zu Satz 1:

Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenera-
tionstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für min-
destens vier Kalendermonate Anspruch auf Ent-
gelt bestanden hat. Anspruch auf Entgelt im Sinne 
des Satz 1 sind auch der Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1 TVöD 
genannten Ereignisse und der Anspruch auf Kran-
kengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 TVöD), 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt 
wird. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt 
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V 
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, 
Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.

(2) Bei der Festlegung der Lage der Regenerati-
onstage sind die Wünsche der/des Beschäftigten 
zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 
dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenste-

hen. Der/Die Beschäftigte hat den/die Regene-
rationstag/e spätestens vier Wochen vor dem ge-
wünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform 
gegenüber dem Arbeitgeber geltend zu machen. 
Der Arbeitgeber entscheidet über die Gewährung 
der Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen 
vor diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten in 
Textform mit. Im gegenseitigen Einvernehmen 
ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienst-
lichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von 
den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewäh-
rung von Regenerationstagen möglich. Regenera-
tionstage, für die im laufenden Kalenderjahr keine 
Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerations-
tage, die wegen dringender betrieblicher/dienstli-
cher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht ge-
währt worden sind, spätestens am 30. September 
des Folgejahres.

(3) Beschäftigte, die Anspruch auf eine monat-
liche SuE-Zulage gemäß § 2 haben, können bis 
zum 31. Oktober des laufenden Kalenderjahres 
in Textform geltend machen, statt der ihnen zu-
stehenden SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts gemäß § 21 in Anspruch zu nehmen 
(Umwandlungstage). Beschäftigte, die erstmalig 
einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 2 
erwerben, können nach Ablauf von drei Kalen-
dermonaten nach Aufnahme des Arbeitsverhält-
nisses (Neubegründung des Arbeitsverhältnisses 
oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung 
der Umwandlungstage für das laufende Kalen-
derjahr erklären. Die SuE-Zulage wird jeweils 
nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. Der 
Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem gemäß § 24 
Absatz 3 Satz 3 KAO ermittelten Stundenentgelt 
bezogen auf die an dem Umwandlungstag dienst-
planmäßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeits-
stunden. Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung 
kein Dienstplan bzw. keine betrieblich festgelegte 
Arbeitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag zu 
leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, dass 
die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige 
durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch 
die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die die/
der Beschäftigte in der Woche zu leisten hat, in 
der Umwandlungstag liegt. Der/Die Beschäftig-
te hat den/die Umwandlungstag/e spätestens vier 
Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt der Ge-
währung in Textform gegenüber dem Arbeitgeber 
geltend zu machen. Der Arbeitgeber entscheidet 
über die Gewährung der Umwandlungstage bis 
spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies 
der/dem Beschäftigten in Textform mit. Bei der 
Festlegung der Lage der Umwandlungstage sind 
die Wünsche der/des Beschäftigten zu berücksich-
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tigen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/
betrieblichen Gründe entgegenstehen. Im gegen-
seitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung 
der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhält-
nisse abweichend von den Sätzen 6 und 7 auch 
eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungs-
tagen möglich. Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder 
im laufenden Kalenderjahr nach Satz 2 beantragte 
Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis 
zum Ende des laufenden Kalenderjahres.

Protokollerklärung zu § 3:

Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen 
handelt es sich nicht um Urlaubs-/ Zusatzurlaubs-
tage.

Protokollnotiz (KAO) zu § 3 Absatz 2:

Noch vorhandene Regenerationstage aus dem Ka-
lenderjahr 2022 sind in dem Kalenderjahr 2023 
zu gewähren. Abweichend von den Sätzen 5 und 
6 verfallen Regenerationstage aus dem Kalender-
jahr 2022 spätestens am 31. Dezember 2023.

Protokollnotiz (KAO) zu § 3 Absatz 3: 

Die Geltendmachung der Umwandlungstage ist 
erstmalig bis 31.Oktober 2023 für das Jahr 2024 
möglich.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten

(1) Dieser Beschluss tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 5 mit Wirkung vom 1. Juli 2022 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer  2  tritt mit Wirkung vom 
1. September 2022 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe c) tritt mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

(4) Artikel 1 Nummer 4 tritt am 1. Januar 2023 in 
Kraft. 

(5) Artikel 1 Nummer 1 und 6 Buchstabe a) tritt am 
1. Oktober 2024 in Kraft.

Zwölfte Änderung der Kirchlichen Anstellungs-
ordnung für das Jahr 2022:

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 Arbeitsrechtsre-
gelungsgesetz hat die Arbeitsrechtliche Kommission 
den folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung

In der Anlage 1.2.1 der Kirchlichen Anstellungsord-
nung vom 10. November 2006 (Abl. 62 S. 253), die 
zuletzt durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission vom 9. Dezember 2022 (Abl. 70 S. 463) ge-
ändert worden ist, wird im Vergütungsgruppenplan 60 
die Protokollnotiz Nummer 7 wie folgt gefasst: 

„7. Mindestens in Entgeltgruppe 7 eingruppiert sind 
z. B.: 

 – Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 im Dekan-
atamt oder beim Schuldekan/bei der Schulde-
kanin

 – Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, die mindes-
tens zwei Pfarrämter betreuen, unabhängig 
davon, ob es sich hierbei gemäß der Kirchen-
gemeindeordnung (KGO) um das geschäfts-
führende Pfarramt handelt

 – Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 in der Tätig-
keit als Assistenz der Gemeindeleitung. Eine 
Tätigkeit als Assistenz der Gemeindeleitung 
liegt vor, wenn das Merkmal der Anlaufstelle 
für die Gemeindeglieder (Anfragen, Anliegen, 
Kasualien) und das Merkmal des Bindeglieds 
zwischen der Gemeindeleitung und der Regi-
onalverwaltung in den Fachbereichen Finanz-
wesen, Liegenschaften oder Personalwesen 
erfüllt sind. Hierzu gehören beispielsweise 
die beratende Teilnahme an den Sitzungen des 
Kirchengemeinderates, Abwicklung der Be-
schäftigung von Aushilfskräften, Bewirtschaf-
tungsbefugnis, Vorstellung und Erläuterungen 
von Themen im Kirchengemeinderat und Be-
arbeiten von Anfragen aus diesen Fachberei-
chen.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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Amtsblatt 
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.  
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro,  
zuzüglich Porto- und Versandkosten.  
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden. 
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober

kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden.  
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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